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Die Wahlen zur deutschen Nationalversammlung 1848

im Wahlkreis Hall—Gaildorf—Crailsheim*

Von Bernhard Mann

Als am Freitag vor Palmsonntag (14. April) 1848 die unter dem Datum des

11./12. April erlassene Verordnung über die Wahlen zur deutschen Nationalver-

sammlung im „Regierungsblatt für das Königreich Württemberg“ veröffentlicht

wurde, hatte sich überall in Württemberg (anders als im benachbarten Baden)
der erste revolutionäre Sturm schon wieder gelegt. Die führenden Männer des

„vormärzlichen“ Systems hatten den vom König in die Regierung berufenen

Oppositionellen Römer, Pfizer, Duvemoy und Goppelt Platz gemacht; Gesetze

und Verordnungen hatten die Forderungen der Liberalen wie Pressefreiheit, Ver-

sammlungs- und Vereinigungsfreiheit, Volksbewaffnung und Ablösung der Grund-

lasten1 fürs erste erfüllt; die Berufung einer deutschen verfassunggebenden Natio-

nalversammlung wurde schon von den Zeitgenossen eher als Konsolidierung des

Erreichten denn als Weiterführung der Revolution aufgefaßt. Das Anfang April in

Frankfurt tagende sogenannte Vorparlament, bestehend aus 574 Mitgliedern aus

allen wichtigeren deutschen Bundesstaaten (darunter auch zwei Österreichern),
war streng juristisch gesehen revolutionär, politisch gesehen nichts weniger als das:

Die Mehrzahl seiner Mitglieder wies das Ansinnen, eine Art von Revolutions-

regierung zu bilden, weit von sich und beschränkte sich bewußt auf Beschlüsse

über „die Art und Weise (.. .) in welcher die konstituierende Nationalversamm-

lung gebildet werden soll“, die, vom verfassungsmäßig dafür zuständigen Organ,
der „Bundesversammlung“ („Bundestag“) als „Bundesbeschlüsse“ sanktioniert

(30. 3. und 7. 4. 1848), von den Regierungen der einzelnen Bundesstaaten durch-

geführt wurden. Staatsrechtlich gesehen waren diese Wahlen also so regulär wie

nur irgend möglich; dennoch leiteten sie in Württemberg und den anderen Bun-

desstaaten eine neue Phase der Politik ein.

Da Vorparlament und Bundesversammlung vorgeschrieben hatten, „daß als

wahlberechtigt und als wählbar jeder volljährige, selbständige Staatsangehörige
zu betrachten sei“ und daß aktives und passives Wahlrecht nicht „durch einen

Wahlzensus, durch Bevorrechtung einer Religion, durch eine Wahl nach bestimm-

ten Ständen“ beschränkt werden dürften, konnte das in Württemberg geltende
Landtagswahlrecht der Verfassung von 1819 2 nicht angewandt werden, sondern

mußte in aller Eile eine besondere WahlVerordnung entworfen und (da der Land-

tag aufgelöst war) vom König erlassen werden. Das württembergische Landtags-
wählrecht war weder „allgemein“ noch „gleich“: Es ließ zur Wahl nur diejenigen
— christlichen — Staatsbürger zu, die eine direkte Staatssteuer entrichteten und

in den letzten zwei Jahren entrichtet hatten, und es teilte die Wahlberechtigten
nach ihrer Steuerleistung in zwei Gruppen — die „Höchstbesteuerten“, die direkt

wählten, und die übrigen, die indirekt wählten (wobei die Stimme eines Höchst-

besteuerten ungefähr sechsmal soviel wog wie die seines weniger vermöglichen
Nachbarn). Das württembergische Wahlrecht war also durch die Bevorrechtung
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der anerkannten christlichen Bekenntnisse und durch einen Wahlzensus beschränkt.

Daß es die Frauen von der Wahl überhaupt ausschloß, hatte es mit allen damals

gültigen deutschen Wahlrechtsvorschriften3 gemeinsam; es war auch sonst nicht

schlechter als jene — nur eben nach den Beschlüssen des Vorparlaments für die

Wahlen zur Nationalversammlung nicht anwendbar.

Die Nationalversammlung sollte zunächst schon am 1. Mai 1848 in Frankfurt

zusammentreten, 4 die Wahlen mußten also spätestens in der Woche nach Ostern

(23. April) durchgeführt werden, so daß für die gesetzgeberische und administra-

tive und für die politische Vorbereitung gerade knapp drei Wochen Zeit blieben.
Unter diesen Umständen hat die Stuttgarter Ministerialbürokratie5 unter dem

neuen Innenminister Duvernoy (der, voll von Ängstlichkeiten und Bedenklichkei-

ten, die freiheitliche Ausgestaltung der Wahlverordnung eher behinderte als be-

förderte) und die Verwaltungsorganisation im Lande wirklich gute Arbeit geleistet.
Es ist ein Ruhmestitel der Stuttgarter Oberregierungsräte und ihres Ministers, daß

die WahlVerordnung nicht nur die geheime, sondern auch die direkte Wahl der

28 Abgeordneten und je eines Stellvertreters vorschrieb, die Württemberg in der

Paulskirche vertreten sollten. So selbstverständlich direkte Wahlen uns heute sind,
so umstritten waren sie damals — auch und gerade bei den Liberalen: 6 das Vor-

parlament hatte die Frage bewußt offen gelassen, und von allen deutschen Bun-

desstaaten haben im Frühjahr 1848 nur Schleswig-Holstein, Sachsen-Altenburg,
Kurhessen, Nassau, Württemberg und Hohenzollern ihre Vertreter für die Natio-

nalversammlung in direkter Wahl ermittelt, alle übrigen, vor allem die beiden

Großmächte Österreich und Preußen, in indirekter, also in zwei Wahlgängen. 7

Für die Vorbereitung und Durchführung der Wahlen hatte dieser Entschluß

beträchtliche Konsequenzen. Es mußten aus den 64 Oberämtern Württembergs
28 ungefähr gleich große Wahlkreise (mit je etwa 63 000 Einwohnern 8) gebildet,
also in der Regel zwei Oberämter zusammengelegt und mit Teilen benachbarter

Oberämter verbunden werden. Welche Konsequenzen dies für die Kandidaten-

aufstellung hatte, wird noch zu zeigen sein. Die Ortsvorsteher mußten in wenigen
Tagen Wählerlisten aufstellen, in die alle volljährigen (damals die mehr als 25

Jahre alten) württembergi sehen Staatsangehörigen ohne Rücksicht auf Konfession

oder Gemeindebürgerrecht in ihrem jeweiligen Aufenthaltsort aufzunehmen waren,

soweit sie nicht entmündigt waren, aus öffentlichen Mitteln Armenunterstützung
bezogen, im Augenblick der Wahl in Konkurs standen oder aber eine entehrende
Vorstrafe im Strafregister stehen hatten. Außer den Unterstützungsempfängern
waren bezeichnenderweise auch alle diejenigen als nicht „selbständig“ von der

Wahl ausgeschlossen, „welche in einem dienenden Verhältnis Kost und Wohnung
erhalten“, also Knechte und Dienstboten, die mit ihren Dienstherren in Hausge-
meinschaft lebten. Nach der damals herrschenden, allerdings keineswegs unbe-

strittenen Auffassung konnte von ihnen politische Urteilsfähigkeit sowenig wie

von den Frauen erwartet werden; man zog also vor, sie ganz von der Wahl aus-

zuschließen. Als Wahltermin war die letzte Aprilwoche, also die Woche nach Ostern,

vorgesehen.
Über einen wichtigen Punkt, der heute in jedem Wahlgesetz eine Rolle spielt,

schwieg die Wahlverordnung: über die Einreichung von Wahlvorschlägen und da-

mit indirekt über die Aufstellung der Kandidaten. Die politischen Parteien stan-

den noch ganz in ihren Anfängen9 und waren in Theorie und Praxis der Staats-

verwaltung noch nicht anerkannt. Die Theorie ging ganz vom individuellen Bürger

aus, der aus eigener Einsicht den Repräsentanten seiner Interessen zu finden und
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in das Parlament zu schicken wissen werde, und es war Aufgabe der Praxis, dafür

zu sorgen, daß „nur echte Repräsentanten der Voiksvemunft gewählt“ würden

und daß „nicht Volksverführer, Schmeichler und Schwätzer den Sieg davontragen,
kein einseitiges Interesse überwiegt, alle Teile des Landes vertreten sind, auch die

Wahlen nicht durch Bestechungen erkauft oder durch einen ungehörigen Einfluß er-

zwungen werden können“, „um einerseits ... den würdigsten zu erheben, anderer-

seits aber auch Unruhen, Parteikämpfe und gefährliche Erschütterungen zu ver-

meiden“ (— so steht es wenigstens in einem Konversationslexikon der Zeit10 ). In

Wirklichkeit war selbstverständlich eine Vorverständigung über den oder die zu

wählenden Kandidaten notwendig und üblich, wenn eine heillose Zersplitterung
der Stimmen und damit eine zu schmale Vertrauensbasis für den zu Wählenden

vermieden werden sollte. Die Tatsache, daß alle 28 württembergischen Abgeord-
neten, wenn auch manchmal mit knapper, doch immer mit absoluter Mehrheit der

abgegebenen Stimmen gewählt worden sind, beweist, daß eine gewisse Partei-

organisation bestand und wirksam wurde.

Nach badischem Vorbild, der Offenburger Versammlung vom 19. März 1848,
hatten am 26. März in Göppingen (das mit der Eisenbahn von Ludwigsburg und

Stuttgart, auf der Straße von Alb und Albvorland her leicht zu erreichen war)
einige bisherige Landtagsabgeordnete zur Gründung von „Vaterländischen Ver-

einen“ aufgerufen, „welche über alle Gemeinden des Landes verbreitet, unter sich,
in den einzelnen Bezirken, mit der Hauptstadt in Zusammenhang, die Träger des

politischen Lebens werden sollen“. 11 Daß sich solche Vereine, die Vorläufer poli-
tischer Parteien, erst jetzt bildeten, hatte seinen Grund darin, daß die Bundes-

gesetzgebung politische Vereine bislang verboten hatte. Erst nach Beginn der

revolutionären Bewegung waren sie unter verschiedenen Namen und an vielen

Orten unabhängig voneinander gegründet worden oder wurden jetzt, in den letz-

ten März- und ersten Apriltagen, gegründet. Manchmal bildeten sich bereits be-

stehende Lese- und Diskutierkreise um, in der Regel aber ging die Initiative von

einem „Komitee“ aus den Honoratioren, den Rechtsanwälten, Ärzten, Pfarrern,
Realschul- und Gymnasialprofessoren, Buchhändlern und Zeitungsverlegern, Kauf-

leuten, auch Handwerkern und vor allem Gastwirten, aus, das dann zur Bildung
eines Vereins aufrief, dessen Statuten entwarf und die Gründungsversammlung
vorbereitete und organisierte. Die Mitgliedschaft in diesen Vereinen stand in der

Regel allen mindestens 20 Jahre alten männlichen Staatsbürgern offen; es wurde

ein geringer Beitrag erhoben, die Beitragsquittung war dann der Ausweis, der

zur Teilnahme an den politischen Beratungen und Abstimmungen berechtigte.
In Hall scheinen die Gründer des „Vaterländischen Vereins“ nicht an Bestehen-

des haben anknüpfen können. Die Adresse der Haller an den württembergischen
Landtag vom 3. März12 war nicht von einem politischen Verein, sondern von einer

eigens dazu einberufenen Volksversammlung beraten und beschlossen worden,

übrigens nicht ohne „längere Debatten“, die nicht nur auf größere politische Mei-

nungsverschiedenheiten, sondern auch auf mangelnde interne Vorbereitung (etwa
innerhalb eines Vereins) oder aber auf das Vorhandensein von mehr als einer poli-
tischen Gruppe schließen lassen. Auch die Gesellschaft Untermünkheimer Bürger,
von der ein Korrespondent des „Haller Tagblatts“ schon am 9. März berichtete, 18

„welche in wöchentlichen [!] zweimaligen Zusammenkünften die wichtigsten und

für das Volk geeignetsten Abschnitte von Zeitschriften zum Vortrag und zur Be-

sprechung“ brachte, war noch kein politischer Verein im eigentlichen Sinne. Sie
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wurde von einigen jungen Männern (man wird an Pfarrer, Lehrer und an jüngere
Landwirte denken) geleitet und sei —- auch von Bewohnern angrenzender Orte

wie Übrigshausen, Enslingen, Eitershofen, Gelbingen und Gailenkirchen — immer

gut besucht gewesen. Diese Gesellschaft ist immerhin bezeichnend — einmal für

die Bedeutung der Tagespublizistik in der politischen Bewegung der Zeit, zum

andern aber und vor allem auch für die Tatsache, daß sich diese Bewegung nicht

auf die Städte beschränkte.

Zu einer eigentlichen Vereinsgründung kam es in Hall erst nach der Göppinger
Versammlung, am 30. März, auf Einladung eines Komitees, dem Haller politische
Persönlichkeiten verschiedener Richtung angehörten, u. a. namentlich Gastwirt

Fritzlin („Zur Glocke“), Rechtsanwalt Gräter, Pfarrer Helfferich, Gymnasialprä-
zeptor Theodor Rümelin, Zeitungsverleger Schwend und Fabrikant Hans Rudolf

Weber. Der Zusammenschluß aller politisch interessierten Bürger war ausdrück-

liches Ziel: „Jedem soll Gelegenheit gegeben werden, für das unzertrennliche Wohl

der Gemeinde und des Vaterlandes nach Kräften mitzuwirken. Keine Aristokratie,
nm- Ein Bürgertum!“ —so hieß es im Gründungsaufruf. 14 Ein starker demokra-

tischer Zug suchte sich also gegen die soziale Gliederung einer traditionsreichen

Stadt, in der jeder jeden kannte, durchzusetzen; im Wahlkampf mußte sich er-

weisen, inwieweit das gelungen war.

Der in Göppingen neben oder über den Orts- und Bezirksvereinen vorgesehene
Zentral- oder „Hauptverein“ in der Landeshauptstadt Stuttgart, der die politische
Willensbildung aller inzwischen in den Städten und Bezirken des Königreichs ent-

standenen Vereine koordinieren, beileibe nicht dirigieren sollte, wurde erst Tage
später (und dann erst im zweiten Anlauf) gegründet und konnte im folgenden
seinen Einfluß nur teilweise durchsetzen: in Altwürttemberg weitgehend, im Frän-

kischen mehr oder weniger, im katholischen Oberschwabenkaum. Die „Parteibil-

dung“, wenn man die Ereignisse vereinfachend einmal so nennen will, erfolgte
von unten nach oben, nicht umgekehrt; die einzelnen Vereine wurden spontan an

verschiedenen Orten ziemlich gleichzeitig gegründet und waren je örtlich ver-

schieden eingestellt, je nachdem in welchem Verhältnis sie Anhänger der beiden

politischen Hauptrichtungen des „Liberalismus“ der Zeit, der demokratischen

Republik oder der konstitutionellen Monarchie, in sich vereinigten; die Zentrale
andererseits hatte einen relativ geringen Einfluß auf die örtlichen Vereine: sie

konnte empfehlen, nicht befehlen! Man kann also von einem hohen Maß von

„innerparteilicher Demokratie“ sprechen, das auch in den Statuten der einzelnen

Vereine deutlich wird, das aber selbstverständlich seine Grenzen dort fand, wo

konkrete Programm-, Personal- und Sachentscheidungen getroffen werden mußten.

Immerhin strebten die damaligen Politiker auch in solchen Fällen nach Möglich-
keit Kompromisse an, um die Einheit ihrer mitgliederstarken Vereine nicht zu

gefährden.
Die Vorgänge in Stuttgart sind in dieser Hinsicht besonders deutlich, und da

in ihnen Personen eine Rolle spielten, die auch im Haller Wahlkampf wichtig
waren, mag ein kleiner Ausblick in diese Richtung gestattet sein. Schon vor der

Gründung des „Vaterländischen Hauptvereins“ (neben dem auch ein Stuttgarter
Ortsverein gegründet wurde) hatte sich in der Hauptstadt unter Professor Dr. Wil-

helm Zimmermann u. a. ein Politischer Klub („Verein von Vaterlandsfreunden“)
zusammengefunden, 15 der durchaus zur Zusammenarbeit mit, ja zur Mitarbeit in

dem noch gar nicht existierenden Hauptverein bereit war, dessen Mitglieder aber

doch stärker zur republikanischen Staatsform tendierten, als von der Mehrheit des
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zukünftigen Vereins zu erwarten war. Als dann endlich am 9. April der vom

Frankfurter Vorparlament zurückgekehrte Landtagsabgeordnete Wilhelm Mur-
schel in der Gründungsversammlung des Hauptvereins eine Erklärung gegen die

Republik annehmen lassen wollte, für die er bereits etwa 1000 Unterschriften ge-
sammelt hatte, kam es zu tumultuarischen Auftritten.16 Der Gaildorfer Glasfabri-
kant G. Rau, der aus religiös-sozialistischer Einstellung und wirtschaftlicher Ein-
sicht heraus zu einem der Hauptrepublikaner des Landes geworden war,

17 wurde
dazu provoziert, das Wort zu ergreifen und entfesselte einen solchen Sturm, daß
Murschei ihm erst Gehör verschaffen konnte, nachdem die Menge sich ausge-
schrien hatte. Die Mehrheit war jedoch gegen Rau, und auch Zimmermann stimmte

einer Kompromißformel Murscheis zu, welche die konstitutionelle Monarchie für

ganz Deutschland verlangte (also die Abschaffung der Einzelstaaten offenließ)
und sich gegen eine gewaltsame (nicht parlamentarische) Verfassungsänderung
aussprach — für Reform also und gegen Revolution. Zwar blieb Zimmermann bei

der allgemeinen Listenwahl des Zentralvorstandes, die wegen der Unruhen erst

mehrere Tage später durchgeführt werden konnte, weit abgeschlagen mit 508

Stimmen auf dem 24. Platz, während der erste der 15 Gewählten, Bankier Fried-

rich Federer, 4858 und der fünfzehnte immerhin noch 3028 Stimmen erhalten

hatte. 18 Aber der Zentralvorstand steuerte unter dem Vorsitz von Professor Dr.

Christian Frisch im folgenden unter der Parole „Durch Ordnung zur Einheit!

durch Einheit zur Freiheit!“ 19 einen derart vermittelnden Kurs, daß auch Zimmer-

mann dem Hauptverein weiterhin angehören konnte.

In Hall war es ebenfalls zu einer Einheitsfront der Gemäßigteren und der Radi-

kaleren gekommen, was darin seinen Ausdruck fand, daß Pfarrer Helfferich zum

Vorsitzenden, der demokratisch gesinnte Präzeptor Rümelin jedoch zum Schrift-

führer des „Vaterländischen Vereins“ gewählt wurde. Schon am ersten Abend

(5. April) traten dem Verein gegen 100 Mitglieder bei — für eine Stadt von da-

mals knapp 7000 Einwohnern eine gewiß beträchtliche Zahl, 20 die im Laufe des

Jahres noch erheblich steigen sollte.

Ähnlich verlief die politische Bewegung in den angrenzenden Oberämtem

Öhringen, 2l Künzelsau, Crailsheim und Gaildorf. In Gaildorf war der politische
Führer Rau. 22 Eine von ihm verfaßte Adresse an den König war am 4. März von

400 Teilnehmern einer Bürgerversammlung unterschrieben worden23 (Gaildorf
hatte 1700 Einwohner); eine bei weitem zahlreichere Menge aus Stadt und Land

versammelte sich am Nachmittag des 12. März, eines Sonntags, vor und in dem

Rau’schen Wirtschaftslokal und diskutierte vor allem über die Grundlasten, welche

die Bauern, und daneben über die Gewerbe- und Zollpolitik der Regierung, welche

die Handwerker besonders bewegten. Manche Honoratioren hielten die am selben

Tag von mehr als 700 Teilnehmern unterschriebene Resolution Raus für „schlim-

mer als die Tatsachen, die sich kürzlich im Hohenloheschen ereigneten“ 24
— da-

mit waren die Bauemunruhen gemeint —, da sie jeden Besitzenden gefährdeten.
(Bezeichnenderweise, ging sie auch dem „radikalen“ Zimmermann entschieden

zu weit. 25 )
Rau wies auf die zutage getretene Not der Bauern und Handwerker hin, ver-

langte die entschädigungslose Ablösung der Grundlasten und fragte rhetorisch:
„Ist es denkbar, dieser furchtbar wachsenden Größe von Not, Elend und Gefahr

erfolgreich mit Preßfreiheit, Schwurgerichten, Volksbewaffnung, deutschem Parla-

ment und ähnlichen Maßregeln allein entgegenzutreten?“ und traf damit genau

113
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den Punkt, der Schwäche und Grenze des politischen Liberalismus bezeichnete:

die Beschränkung auf die politisch-rechtliche Freiheit allein. Sein humani-

tärer, ja religiöser Appell erreichte die Ohren und Herzen vieler, die dasselbe fühl-

ten wie er und es nur nicht so formulieren konnten: „Die Ansicht, daß die Regie-
rung für das Wohl des Ganzen, also für jeden Einzelnen zu sorgen habe, ist in
dem höchsten, was wir haben, in der Religion begründet. Es ist eine furchtbare

Verirrung, wenn man von Kommunismus spricht, da wo die ärmeren Klassen Siche-

rung der Arbeit und einen zum notdürftigen Leben hinreichenden Lohn anspre-
chen. Es kann doch wohl dem Einzelnen nicht zugemutet werden, Handelsverträge
mit auswärtigen Nationen zu schließen, Zolltarife zu machen, Schiffe auf die See

zu senden, Handelskonsuln zu ernennen, große, der jetzigen Zeit anpassende Ge-

werbsanstalten mit eigenen Opfern zu gründen und dergleichen mehr. Das sind

Staatsaufgaben, deren Dasein und Wichtigkeit jeder mit Händen greifen kann,
und deren Erfüllung oder Nichterfüllung das Wohl und Wehe des Allgemeinen
und des Einzelnen enthält. Wir kennen keine Unmöglichkeit da, wo es sich um die

Rettung von Hunderttausenden handelt. Der Geist Gottes diktiert gegenwärtig
der Menschheit durch die Stimme der Völker die Gesetze des Friedens, die Gesetze

des künftigen Lebens der Nationen auf Erden. Sein erster Ruf ist Bruderliebe!

Keiner soll hinfort mehr an Leib und Seele verkümmern; denn jeder, auch der Ge-

ringsten einer, ist Gottes Ebenbild. Wir schließen mit den Worten: Wahrheit, Bil-

dung, Bruderliebe!“ 26 Viele dachten wie er, vielen anderen aber waren derartige
Gedanken doch gar zu kühn, unpraktisch, staats- und gesellschaftsgefährdend. Es

bedurfte wohl der Persönlichkeit Raus und seiner Stellung in und um Gaildorf,27

daß aus solchen Gedanken ein politischer Faktor wurde; außerhalb des Oberamts

Gaildorf konnte Rau nicht auf allzu viele Anhänger rechnen, selbst dort nicht, wo

sich die Verhältnisse nicht wesentlich von denen des Gaildorfer Bezirks unter-

schieden.

Die Wahlen zur Nationalversammlung waren nicht die einzige Aufgabe der

politischen Vereine. In Hall sollten vor der Paulskirchenwahl noch Wahlen zur Er-

gänzung des Stadtrats und eine Neuwahl des Stadtschultheißen veranstaltet wer-

den,28 auch war mit Landtagswahlen zu rechnen — für Beratungen und Beschlüsse

gab es also Stoff genug. Für den Landtag wurde im „Haller Tagblatt“ der schon

erwähnte Professor Zimmermann vorgeschlagen, 29 den man als Verfasser einer

„Geschichte des deutschen Bauernkrieges“ kannte; andere wollten lieber einen

Gewerbetreibenden im Landtag haben, weil ohnehin genügend Juristen und Ge-

lehrte dort zu finden sein würden, und nannten den Haller Fabrikanten Weber. 30

Da ja ohnehin die Wahlordnung für die deutsche Nationalversammlung noch nicht
erlassen und auch in ihren Grundzügen noch nicht bekannt war, beschloß der

„Vaterländische Verein“ in Hall auf seiner ersten Arbeitssitzung am 10. April, die

Vorarbeiten für die „Reichstagswahl“ vorerst der Presse zu überlassen;31 das schloß

nicht aus, daß trotzdem schon eine ganze Reihe von Namen im Gespräch waren.

Am 14. April erschien die Wahlverordnung; in der' Karwoche, vor allem am

Gründonnerstag (20. 4.) und Karsamstag (22. 4.) fanden landauf, landab Volks-

versammlungen statt, auf denen die Wahlangelegenheiten besprochen und eine

Verständigung über die zu wählenden Kandidaten gesucht werden sollten. So

lud am 16. April Pfarrer Helfferich namens des Vaterländischen Vereins Hall alle

Wahlberechtigten des Wahlkreises Hall-Gaildorf-Crailsheim auf Ostersamstag zu

einer Versammlung nach Hall ein, auf der sie Gelegenheit erhalten sollten, „ihre
Ansichten auszutauschen über die Männer, welchen sie als den würdigsten und
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tüchtigsten ihre Vertrauen schenken, damit möglichste Einstimmigkeit für die Wahl

erreicht werde“. 32 Als solche Männer seien in der Versammlung des Vereins vor

allem genannt worden der greise General Josef von Bangold, der Vorsitzende des

Stuttgarter Hauptvereins, Professor F'risch, und Fabrikant Weber von Hall, da-

neben unter verschiedenen anderen Professor Friedrich Theodor Vischer in Tübin-

gen, Fabrikant Rau in Gaildorf, Präzeptor Rümelin und Helfferich selbst (der
allerdings bescheiden ablehnte). Für Weber würde sprechen, daß sein Name auch

in den beiden anderen Oberamtsstädten des Wahlkreises, Crailsheim und Gail-

dorf, einen guten Klang habe (und — was Helfferich verschwieg, was aber deutlich

zu merken ist — daß er ein gemäßigter Anhänger der konstitutionellen Monarchie

und damit von derselben politischen Richtung wie Helfferich war, während Rüme-

lin und sein Anhang offenbar auch an radikaleren politischen Persönlichkeiten —

wie Rau — Geschmack gefunden hatten). Noch in derselben Nummer des „Haller
Tagblatts“ konnte Helfferich mitteilen, daß Weber zur zinnahme einer eventuellen

Wahl bereit sei und daher Weber als Kandidaten für Frankfurt, Frisch als seinen

Ersatzmann Vorschlägen. 33 Die Formulierung der Mitteilung läßt darauf schließen,
daß er zu ihr vom Verein nicht autorisiert war. Immerhin stimmte der Crailsheimer

Bürgerverein am 19. April dem Vorschlag, Weber zu wählen, zu und wollte ledig-
lich Frisch durch den Crailsheimer Rechtsanwalt Kopp ersetzt wissen;34 auch Gail-

dorf war keineswegs einhellig für Rau. Am 20. April traten dann wirklich Weber,
Rau und Kopp bei einer Bürgerversammlung in Crailsheim als Kandidaten auf;
Weber hatte gute Chancen, den Wahlkreis in Frankfurt vertreten zu dürfen.35

Man erkennt aus alledem, wie sehr sich Kandidatenaufstellungen damals von

den heutigen unterschieden. Unsere Praxis setzt das Vorhandensein und Funktio-

nieren von politischen Parteien voraus, die miteinander konkurrieren und denWäh-

lern verschiedene konkurrierende Kandidaten präsentieren. Die Wähler kommen

heute, soweit sie nicht Mitglieder politischer Parteien sind, in der Regel erst am

Wahltag selbst zum Zuge, wo sie dann durch ihre Stimmabgabe endgültig nicht

nur darüber bestimmen, welcher der Kandidaten in das Parlament einziehen wird,
sondern auch, wie sich die Mehrheitsverhältnisse im Parlament gestalten werden.

Damals stand das ganz individualistisch gesehene Verhältnis des einzelnen Abge-
ordneten zum Wahlkreis im Vordergrund der Überlegungen. Die Auffassung, daß

der Abgeordnete Vertreter des ganzen Volkes und nicht nur seiner Wähler sei, war

auch damals schon weithin akzeptiert, hatte aber durchaus nicht die Wirkung, daß

sich das Verhältnis lockerte. Im Gegenteil: Eben weil der Abgeordnete an Auf-

träge und Weisungen nicht gebunden war, sich also von seinen Wählern nicht seine

Abstimmung im Parlament vorschreiben lassen wollte, entschied die Wahl noch

keineswegs über die Parteigruppierungen in diesem. Wichtiger als seine Parteizu-

gehörigkeit war für den Abgeordneten der Rückhalt an seinem Wahlkreise, so wie

umgekehrt in den Wahlkreisen das Bestreben vorherrschte, schon vor dem eigent-
lichen Wahltag die Wähler auf einen einzigen Kandidaten zu vereinigen, mit dem

der Wahlkreis Ehre einlegen konnte und hinter dem dann der ganze Wahlkreis

stand. Diese individualistische Bindung des einzelnen Wahlkreises an den einzel-

nen Abgeordneten konnte bis zur Ablehnung von Wahlkämpfen, ja sogar so weit

gehen, daß die Unterstützung eines wenig aussichtsreichen Kandidaten geradezu
als Unrecht gegenüber den Wählern aufgefaßt wurde, die dadurch der Gefahr

ausgesetzt würden, daß der von ihnen Gewählte unterliege und damit ihre Stim-

men nicht zum Zuge kämen. 36 Wahlkämpfe waren auch so nicht ganz zu vermei-

den, vor allem in den Fällen nicht, wo eine Übereinstimmung der Wähler aus
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weltanschaulichen Gründen nicht erzielt werden konnte, oder aber, wo politische
Gruppierungen verschiedener in einem Wahlkreis vereinigter Orte sich nicht auf

einen Kandidaten einigen konnten, auch wenn sie politisch einer Meinung waren.

Man kann also geradezu von „Vorwahlen“ sprechen, bei denen die Kandidaten

sich vorstellten oder von politischen Freuten in Abwesenheit vorgestellt wurden

und bei denen die Wähler entschieden, wem sie ihre Stimme geben wollten. Selbst-

verständlich gab es dabei für die politischen „Macher“ (und damit für die poli-
tischen Vereine) viele Einwirkungsmöglichkeiten; eine geschickte Regie konnte und

sollte für bestimmte Kandidaten wirken, neue Namen konnten ins Spiel gebracht
werden, Überraschungen waren niemals ausgeschlossen. Entscheidend war aber

eben doch der persönliche Eindruck, den die Teilnehmer an solchen Massenver-

sammlungen von den Kandidaten gewannen, von denen sie glänzende Reden er-

warteten — und zu hören bekamen. Ebenso selbstverständlich fiel die letzte Ent-

scheidung erst beim förmlichen Wahlakt, der seinerseits — wie gesagt — noch

keineswegs über die Parteigruppierungen im Parlament entschied, auch wenn es

in Wirklichkeit nicht immer ganz so individualistisch zuging, wie es auf den ersten

Blick den Anschein hatte.37

Daß Überraschungen niemals ausgeschlossen waren, sollte sich auch in Hall

zeigen. Weber hatte, wie gesagt, am 19. April gute Chancen, als Abgeordneter in

die Paulskirche einzuziehen, und wurde in der folgenden Woche doch nicht ge-
wählt! Das hatte seinen Grund weniger darin, daß es nicht gelang, die Kandidatur

Raus zu verhindern, sondern daß nun auch noch ein dritter Bewerber auftrat:

Zimmermann aus Stuttgart. Rau wurde von den entschiedeneren Demokraten

unter Rümelin vorgeschlagen, die sich zu regelmäßigen Besprechungen in der

„Glocke“ versammelten, ohne daß dadurch die äußere Einheit des „Vaterländi-
schen Vereins“ gesprengt worden wäre.38 Raus Kandidatur wäre wohl ohnehin

kaum zu vermeiden gewesen. Um so überraschender war die Kandidatur Zimmer-

manns, an die noch am 20. April niemand gedacht hatte, vielleicht selbst Zimmer-

mann nicht. Eine Versammlung des Stuttgarter Hauptvereins, auf der die Kandi-

daten aller inzwischen mit Stuttgart in Verbindung stehenden Wahlkreise durch-

gesprochen wurden, nahm an diesem Tag davon Kenntnis, daß in Hall Weber,
Zimmermann dagegen im Bezirk Öhringen-Künzelsau aufgestellt sei, wo er mit

Rechtsanwalt Friedrich Rüdinger aus Stuttgart konkurrierte. 39 Rüdinger schien der

unbestreitbare Favorit, da zwischen ihm und Öhringen eine alte Bindung be-

stand. 40 Doch auf der großen Wahlversammlung des Bezirks, die am 19. April im
Gasthaus „Zur Hohen Buche“ in Hohebuch stattgefunden hatte, war „nicht als

Wahlbewerber, sondern auf Einladung und um durch Erwerbung freundschaft-

licher Gesinnungen gegen sich einen Schutz zu finden gegen Verdächtigungen“
(die sich nur auf seine republikanische Gesinnung beziehen konnten) auch Zimmer-

mann aufgetreten 41 und hatte eine so hinreißende Rede — nicht gerade für die

Republik, aber doch gegen das alte System — gehalten, daß die Öhringer für die

Wahl ihres Kandidaten fürchten mußten. Das Öhringer Komitee war daher fieber-

haft bemüht, Zimmermann auf gute Art loszuwerden —■ nicht ohne Erfolg! Schon

am Ostersonntag traf aus Hall die Nachricht ein, daß es gelungen sei, Weber zum

Rücktritt von seiner Kandidatur zu bewegen und die Wahl Zimmermanns, „der
auch hier Furore gemacht hat“, wenigstens in Hall zu sichern; in Crailsheim und

Gaildorf werde Zimmermann ebenfalls noch auftreten, um für seine Wahl zu

wirken. Für Rüdinger war damit in Öhringen die Bahn frei; er wurde mit einer

Dreiviertelmehrheit gewählt.42
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Ganz glatt scheint allerdings die Einschiebung des neuen Kandidaten Zimmer-

mann in der entscheidenden Wahlversammlung und Kandidatenvorstellung des

Karsamstags (22. April) in Hall nicht verlaufen zu sein, bei der auch Rau — mit

roter Halsbinde und roten Handschuhen! — sprach.43 Eine Leserzuschrift an das

„Haller Tagblatt“ warf dem Vorsitzenden der Versammlung, Pfarrer Helfferich,
Parteilichkeit für Zimmermann vor und erinnerte daran, daß Weber öffentlich er-

klärt habe, „daß seine Zustimmung ihm gleichsam abgezwungen wurde“. Selbst

die Musik habe, „wiewohl vergeblich, eine Wahlbestechung zu Gunsten Zimmer-

manns versucht“.44 Aus einem anderen Wahlkreis haben wir das Selbstzeugnis
eines Versammlungsleiters, 43 daß solche Parteilichkeit vorgekommen ist; sie kann

natürlich auch hier nicht ausgeschlossen werden, selbst wenn der Vorwurf wenig
Wahrscheinlichkeit für sich hat. Denn Helfferich verwahrte sich sofort öffentlich

dagegen, daß Zimmermann etwa durch sein Zutun nach Hall gekommen sei; 46

warum hätte er dann für ihn seinen Ruf aufs Spiel setzen sollen? Zwar unterstützte

er ihn in einer Zeitungsanzeige, diese erschien aber erst, nachdem die Haller Wahl-

berechtigten schon abgestimmt hatten. 47 Auch in Crailsheim mußte Zimmermann

kämpfen. Zwar war Rau nicht selbst anwesend; für ihn sprach der Literat Franz

Gräter von Hall, der unter anderem den Verdacht äußerte, „ob nicht die Sen-

dung des Professor Zimmermann mittelbar wenigstens wie die vieler anderer von

dem bevormunden wollenden Stuttgarter Ausschuß ausgehe“48
— auch das ein

Zeichen dafür, daß eine zentrale Wahlkampforganisation auf Mißtrauen stieß.

Kopp wollte sich jetzt ausdrücklich nur noch als Ersatzmann bewerben, so daß für

das Abgeordnetenmandat selbst nur noch zwei Bewerber übrigblieben. Ob Zim-

mermann sich auch noch, wie beabsichtigt, in die Höhle des Löwen selbst nach

Gaildorf begeben hat, ist nicht ersichtlich. Auf jeden Fall waren am Vorabend der

Wahl die Fronten klar: in Hall Zimmermann/Weber, in Crailsheim Zimmermann/

Kopp jeweils gegen Rau/Rümelin.

Es standen sich also im Wahlkreis Hall-Gaildorf-Crailsheim zwei Kandidaten

gegenüber, eine ganz und gar nicht selbstverständliche Erscheinung. Denn nor-

malerweise fiel die eigentliche Entscheidung ja schon in den Vorverhandlungen,
die man als den eigentlichen „Wahlkampf“ bezeichnen könnte, und nur selten kam

es da zu keiner Einigung. Aber direkte Wahlen in Wahlkreisen, die mehr als ein

politisches Zentrum hatten, wie die württembergischen im April 1848, beförderten

solche Spaltungen, wenn sie nicht tatsächlich in diametralen politischen (und viel-

fach auch religiösen, nicht nur konfessionellen) Meinungsverschiedenheiten ihren

Grund hatten, was noch relativ selten vorkam und hier eigentlich nicht derFall war.

Denn genau genommen unterschieden sich Rau und Zimmermann in ihren letz-

ten politischen Zielen gar nicht so sehr, und Rau hätte, wäre er in die Paulskirche

gekommen, vermutlich auf derselben Seite Platz genommen wie Zimmermann:

links außen49
— beide waren im Grunde ihres Herzens Republikaner, nur wollte

der eine die Republik direkt und sofort, der andere durch Beschluß der verfassung-
gebenden Nationalversammlung, der eine die soziale Republik, die Brüderlichkeit

unter den Völkern mit sich bringen würde, der andere ein starkes und großes
Deutschland, dessen Größe und Stärke auch den ärmeren Volksschichten nützen

würde, dachte der eine mehr sozialpolitisch, der andere mehr machtpolitisch. Auch

wollten keineswegs alle Anhänger Raus die Republik; sie erwarteten von ihm viel-

fach nur ein energisches Auftreten gegen Übergriffe „der zu stark monarchisch

oder kaiserlich Gesinnten, die von Ost, Nord, Süd und West ohne Zweifel zahl-

reich auftreten dürften“, und mehr Verständnis für die Belange der Bauern und
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der Gewerbetreibenden als von dem „Beamten“ Zimmermann,50 während dessen

Anhänger selbstverständlich keineswegs alle die Fortsetzung des alten Systems
befürworteten.

War also der Wahlkreis ein „linker“ Wahlkreis? Soziale Struktur51 und die
Ergebnisse späterer Wahlen sprechen gleichermaßen dagegen. Es gab kein städ-

tisches Proletariat; die Zahl der Handwerksmeister war z. B. in Hall fast dreimal

so groß wie die der Gehilfen, und an größeren Betrieben gab es außer der Saline

mit ihren 64 Siedern und Laboranten und 147 sonstigen Beschäftigten nur Webers

Fabrik, die Mechanische Baumwollspinnerei von Chur und Söhnen, die 130 Arbei-

ter direkt und etwa 200 Weber mit Heimarbeit beschäftigte. Die Knechte der ja
meist „großen“ Bauern — „groß“ im Vergleich mit den Verhältnissen Altwürttem-

bergs — aber, die man allenfalls als ländliches Proletariat ansprechen könnte,
waren in der Regel ohnehin nicht wahlberechtigt, weil sie bei ihren Dienstherren

Kost und Wohnung hatten. Daß ihre Zahl nicht gering war, zeigt der relativ ge-
ringe Anteil der Wahlberechtigten an der Gesamtbevölkerung. Zwei Gründe kön-

nen den Erfolg radikaler Parolen dennoch erklären. Die Strukturkrise52 der Klein-

gewerbe Württembergs wurde durch die Mitgliedschaft des Landes im weitgehend
freihändlerisch eingestellten deutschen Zollverein noch verschärft und ließ viele

Handwerksmeister am Rande des Existenzminimums dahinvegetieren; die noch

nicht abgelösten Feudallasten in den früher reichsfürstlich, reichsgräflich oder

reichsritterschaftlich regierten Gebieten Württembergs verbitterten die sonst so

stolzen und großen Bauern. Um Zollschutz und um Grundlasten bewegten sich die

Äußerungen Raus, über Grundlasten ließ sich z. B. auch Rödinger von seinen Wäh-,

lern unterrichten, noch ehe die Nationalversammlung am 18. Mai schließlich zu-

sammentrat. Auch Zimmermann, der Geschichtsschreiber des Bauernkriegs von

1525, wird nicht versäumt haben, in seinen Wahlreden auf die Lage der Bauern

einzugehen. Zweitens aber kann man nicht übersehen, daß der Wahlkampf allent-

halben die Bürger politisch aktivierte; dies geschah nicht zuletzt dadurch, daß die

Volksredner deutlich aussprachen, was die Wähler fühlten und dadurch die Wäh-

ler zu einem klareren Bewußtsein ihrer Lage brachten. Wie hätten nicht Rau und

Zimmermann, die beide als hervorragende Redner galten und die beide zu radi-

kalen Gedankengängen neigten, Anklang finden sollen?

Die Entscheidung zwischen den beiden Kandidaten mußte in den vier Wahl-

tagen fallen; sie war noch ganz offen, zumal da die Anhänger Raus auf den ver-

schiedenen Volksversammlungen nicht weniger aktiv waren als die Gemäßigteren,
die Zimmermann unterstützten. Die lange Dauer der Wahlhandlung hing mit der

technischen Durchführung der Wahl zusammen. Niemandem fiel es ein, in jedem
Ort ein oder mehrere Wahllokale einzurichten, in denen die Wähler zehn Stun-

den lang Gelegenheit gehabt hätten, ihre Stimmen abzugeben. Sie mußten viel-

mehr, oft nach stundenlangen Wegen, zu einer ganz bestimmten Zeit wenige
zentrale Orte (in unserem Wahlkreis außer Hall noch Crailsheim, Gaildorf und

Gschwend) aufsuchen, in denen im Wahllokal zur Feststellung ihrer Identität
schon Schultheiß und Gemeinderäte ihrer eigenen Gemeinde sie erwarteten, und

dort ihre Stimme abgeben. Die Abstimmung war geheim; sie geschah durch

Stimmzettel, auf welche die Wähler den Namen des Gewählten und eines Stell-

vertreters schreiben mußten und die dann in eine Wahlurne gelegt wurden. Die

ganze männliche Bevölkerung eines Ortes, mit Ausnahme der ganz jungen, der

aus den in der Wahlverordnung bestimmten Gründen Ausgeschlossenen und der

ganz Alten und Kranken, machte sich, oft gemeinsam, auf den Weg, um ihrer Bür-
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gerpflicht nachzukommen, manchmal in geordneten Reihen, die schwarz-rot-goldene
Fahne voraus und patriotische Lieder singend. 53 Es läßt sich denken, daß (nicht
nur im Wahlkreis Hall) nach der Erfüllung der politischen Pflichten (oder schon

vorher) auch das Bedürfnis nach zwangloser Aussprache in gemütlicherem Rahmen

zu seinem Recht kam. Noch dabei konnte es, wie am letzten Wahltag in Gaildorf

(28. 4.), zu tumultuarischen Szenen kommen. Die Uttenhofer Wähler beklagten
sich, daß man sie in der Nähe der Wohnung des Fabrikanten Rau habe veranlas-

sen wollen, in das Rau’sche Wirtshaus einzutreten, damit sie dort ihre Wahlzettel

mit dem Namen Rau versähen, während andererseits Gaildorfer sich beklagten,
daß Uttenhofer Wähler unterwegs mit Gewalt dazu hätten veranlaßt werden sol-

len, ihre auf Rau gerichteten Stimmen einem anderen Bewerber zu geben. Der

Wahlleiter mußte die Hauptstreithähne aufs Rathaus mitnehmen; dennoch lärmte

die Menge vor der Oberamtei noch etwa eine Stunde lang weiter. Das Protokoll

vermerkt zum Schluß: „Außer diesem Vorfall kam nichts außerordentliches bei der

Wahl vor.“54 Daß es nicht als außerordentlich galt, wenn sich mehr Stimmzettel in

der Urne fanden, als Wahlberechtigte abgestimmt hatten, sei angemerkt. Bei der

großen Eile, die für die Durchführung der Wahlen geboten war, sollte auf Anord-

nung des die Wahl beaufsichtigenden Innenministeriums auch einmal ein Auge zu-

gedrückt werden, wenn nur das Gesamtergebnis unzweifelhaft war. Zu Wahl-

anfechtungen in der Presse ist es in der Folge zwar gekommen, das Gesamtergeb-
nis war aber in der Tat unzweifelhaft.

Von den 63 273 Einwohnern des Wahlbezirks waren 10 476 wahlberechtigt,
das sind 16,5°/o. Die damaligen Statistiker nahmen an, daß die über 25jährigen
Männer etwa 22% der Gesamtbevölkerung ausmachten,55 das bedeutet, daß im

Wahlkreis Hall nur etwa drei Viertel der erwachsenen Männer wahlberechtigt
waren. Die Wahlbeteiligung (7660) betrug etwa 73,1% und dürfte damit unter

dem Landesdurchschnitt gewesen sein, der, soweit die unvollständigen Akten eine

Aussage erlauben, gegen 80% betragen haben wird. Das politische Interesse der

einzelnen Bezirke war, nach der Wahlbeteiligung zu schließen, verschieden groß:
sie betrug inHall 85,4%, in Gaildorf 70,6%, in Crailsheim 68,9% und inGschwend

nur 62,9%. Sie war in den Abstimmungsorten selbst höher als in den Landgemein-
den. Es ist fast unmöglich, daraus Folgerungen zu ziehen — viele Faktoren dürf-

ten dabei zusammengespielt haben. Insgesamt ging Zimmermann als eindeutiger

Sieger aus der Wahl hervor. Er erhielt 4764 Stimmen (62,2%), Rau 2648

(34,6%). 56

Viel interessanter als dieses Ergebnis ist, daß die politische Aktivierung der Be-

völkerung nicht nur vorübergehend war und daß das Wirken der am 18. Mai 1848

zusammengetretenen Nationalversammlung die politische Unruhe nicht zu stillen

vermochte, wie viele der Gemäßigten gehofft hatten. Was im Wahlkampf begon-
nen hatte, setzte sich im weiteren Verlauf der Jahre 1848 und 1849 fort: die Aus-

bildung von politischen Vereinen verschiedener politischer Richtung und ihre

organisatorische Konsolidierung, mit anderen Worten die Parteibildung. Die libe-

ralen Märzminister regierten und reagierten anders, als viele von ihnen erwartet

hatten: Weniger als ein halbes Jahr später ließ Duvernoy nach Präzeptor Rümelin,
Forstassessor Daser, Literat Gräter und Ökonom Reutter (um nur die Haller zu

nennen) wegen demokratischer Betätigung fahnden,57 während Rau wegen eines

mißglückten Putschversuchs gegen Stuttgart in Untersuchungshaft auf dem Asperg
saß. 58 Zimmermann allein war es beschieden, als einer der Führer der „äußersten
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Linken“ in der Paulskirche für die Sache von Freiheit und Einheit weiterzuwirken,
bis auch er sein Professorenamt verlor, als die Reaktion schließlich doch die Ober-

hand behielt.
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